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Initiativen zur wirksamen Bekämpfung der Kinderarbeit in der Welt 


Kinderarbeit unter ausbeuterischen, gesundheitsgefährdenden, ent- 
wicklungshemmenden oder sogar sklavenartigen Bedingungen verstößt 
gegen grundlegende Menschenrechte, wie sie insbesondere im Über- 
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes und im 
Übereinkommen Nr. 138 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 
verankert sind. 

Eine wirksame Bekämpfung dieser in zahlreichen Ländern der Welt 
vorhandenen Formen von Kinderarbeit verlangt stetige intensive An- 
strengungen nicht nur der Einzelstaaten, sondern auch der Staatenge- 
meinschaft. Maßnahmen zur Eindämmung und Beseitigung der Kinder- 
arbeit sind auf verschiedenen politischen Ebenen zu verfolgen, insbe- 
sondere in der Handelspolitik (Verankerung von Sozialstandards, 
Schaffung von Warenzeichen für Exportprodukte) und in der Entwick- 
lungszusammenarbeit (Finanzierung positiver Alternativen zur Kinder- 
arbeit, Verbesserung der Rahmenbedingungen in den betroffenen Län- 
dern). 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag im Frühjahr 1995 
ihren Bericht über Kinderarbeit in der Welt vorgelegt (Drucksache 13/ 
1079). Sie weist in diesem Bericht auf eine Reihe bi- und multilateraler 
Maßnahmen, Vorhaben und Diskussionsprozesse hin. Fast ein Jahr nach 
der Erarbeitung des Berichts ist ein Überbhck über die zwischenzeit- 
üchen Entwicklungen geboten. 


1. Zu welchen Ergebnissen ist die Analyse der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zur Proble- 
matik Sozialklauseln/handelspoütische Maßnahmen gekommen, 
die dem OECD-Ministerrat im Mai 1995 in Form eines Berichts vor- 
liegen sollte? 

Ist es insbesondere gelungen, Kembereiche sozialer Standards 
festzulegen, deren Einhaltung auch von Staaten erwartet werden 
kann, die die entsprechenden lAO-Übereinkommen nicht ratifiziert 
haben? 

Welches Ergebnis hatten die Beratungen des OECD-Ministerrates? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 8. Mai 1996 übermittelt 
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Die Analyse des OECD-Sekretariates zur Problematik Sozial- 
klauseln/handelspolitische Maßnahmen ist mittels empirischer 
Untersuchungen zu zwei grundlegenden Arbeitnehmerrechten 
(Koalitionsfreiheit und Recht auf Tarifverhandlungen) zu folgen- 
den grundsätzlichen Ergebnissen gekommen: 

— Es gibt keine Belege dafür, daß Länder mit niedrigen Arbeits- 
und Sozialstandards eine bessere Exportleistung aufzuweisen 
haben als Länder mit hohen Standards. Die Spezialisierung ei- 
nes Landes im internationalen Handel hängt eher von der Aus- 
stattung mit Produktionsfaktoren, insbesondere von Techno- 
logie und Größenvorteilen ab, als vom Grad der Einhaltung von 
Arbeits- und Sozialstandards. 

Wo Regierungen Arbeitnehmern grundlegende Arbeitnehmer- 
rechte verweigern oder sie bewußt nicht durchsetzen, um die 
sektorielle Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Handel zu 
verbessern oder Investitionen in Exportförderungszonen anzuzie- 
hen, dürften die erwarteten wirtschaftlichen Gewinne einer sol- 
chen Strategie kurzlebig sein und längerfristig durch die mit 
niedrigen Standards verbundenen wirtschaftlichen Kosten über- 
kompensiert werden. Dagegen ist ein im Zeitablauf positiver 
Zusammenhang zwischen erfolgreich durchgeführten Handels- 
reformen und Verbesserungen grundlegender Standards fest- 
stellbar. 

Zusammengefaßte Daten über Direktinvestitionen von OECD- 
Investoren in Nicht-OECD-Ländern legen nahe, daß wesentliche 
Arbeitsstandards in der Mehrzahl der Fälle für die Investitions- 
entscheidung nicht ausschlaggebend sind. Unter diesen Umstän- 
den könnten die Gastländer wesentliche Arbeitsstandards durch- 
setzen, ohne mit negativen Auswirkungen auf den Zufluß frem- 
den Investitionskapitals rechnen zu müssen. 

Die Studie folgert hieraus, daß die Befürchtungen einiger Ent- 
wicklungsländer, Kernstandards könnten ihre wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit oder ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
beeinträchtigen, unbegründet sind. Es läßt sich umgekehrt nicht 
nachweisen, daß Handel zwischen Ländern mit niedrigen Stan- 
dards und solchen mit hohen Standards insgesamt zu höherer 
Arbeitslosigkeit und zunehmender Lohndifferenzierung in den 
letzteren Ländern führt. 

Hinsichtlich der Mechanismen zur weltweiten Förderung grund- 
legender Arbeitsstandards nennt die Studie 

— die Stärkung der Rolle der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO), 

— Entwicklungszusammenarbeit und Aktionen im Rahmen an- 
derer internationaler Organisationen, 

— andere Mechanismen auf nationaler oder regionaler Ebene, 
insbesondere die Allgemeinen Präferenzsysteme der USA und 
der EU, 

— internationale Verhaltenskodizes für Firmen, 

— private Mechanismen, die die Respektierung grundlegender 
Arbeitsstandards durch wirtschaftliche Anreize fördern, wie 
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z.B. Kennzeichnung von Produkten, die unter Beachtung 
grundlegender Standards hergestellt worden sind. 

Hinsichtlich einer Instrumentalisierung der Disziplinen der Welt- 
handelsorganisation (WTO) zur Förderung grundlegender Ar- 
beitsstandards weist die Studie darauf hin, daß die derzeitigen 
WTO- Vorschriften nicht zu diesem Zweck geschaffen wurden. Die 
Studie stellt fest, daß der erforderliche Konsens der WTO-Mit- 
glieder über die Angemessenheit und Wirksamkeit der Nutzung 
von WTO-Mechanismen zur Förderung solcher Standards sowie 
über die hierzu nötigen institutionellen Veränderungen derzeit 
nicht vorhanden ist. Die Studie betont allerdings, daß die inter- 
nationale Debatte zu dem Thema fortgesetzt werden wird, da 
einige Länder die Aufnahme der Diskussion des Themas in der 
WTO fordern, während andere sich dagegen aussprechen. 

Die OECD hat fünf soziale Kernstandards ausgewählt, bei denen 
es sich im wesentlichen auch um wichtige, bereits in der Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte angelegte Rechte handelt: 
Verbot der Kinderarbeit, Verbot der Zwangsarbeit, Recht auf 
Koalitionsfreiheit, Recht auf Tarifverhandlungen und Verbot der 
Diskriminierung bei der Arbeit, Die theoretische Analyse zu den 
genannten Ausführungen kommt zu dem Schluß, daß die Ein- 
führung von Kemarbeitsstandards die wirtschaftliche Entwick- 
lung unterstützen und eine Ausweitung des Handels bewirken 
kann, insbesondere durch eine bessere Allokation der Produk- 
tionsfaktoren. Zur Kinderarbeit heißt es, daß sie die langfristigen 
wirtschaftlichen Perspektiven beeinträchtigt, weil die Kinder 
keine Ausbildung erhalten und gesundheitliche Schäden zu be- 
fürchten sind. 

Die empirischen Untersuchungen erstrecken sich nur auf zwei 
soziale Kernstandards, die Koalitionsfreiheit und das Recht auf 
Tarifverhandlungen. 

Hinsichtlich der Kinderarbeit wird auf eine amerikanische Unter- 
suchung der US -Textilimporte verwiesen, die zu dem Ergebnis 
kommt, daß zwischen den amerikanischen Importpreisen und 
dem Verbot der Kinderarbeit kein Zusammenhang zu erkennen 
ist. 

Die OECD untersucht dann die verschiedenen Mechanismen zur 
weltweiten Durchsetzung von sozialen Kemstandards, wie z.B. 
lAO-Übereinkommen oder Verhaltenskodizes, und kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß die einzelnen Mechanismen einen Grund 
für die Nichtanwendung der sozialen Kernstandards beseitigen 
können. Sie können aber nicht alle Probleme gleichzeitig lösen. 

Der gelegentlich in der wissenschaftlichen Literatur zur Sozial- 
klauselfrage geäußerte Gedanke, in bestimmten grundlegenden 
Übereinkommen der IAO sog. Kernbereiche festzulegen, deren 
Einhaltung auch von Staaten erwartet werden kann, die diese 
Übereinkommen nicht ratifiziert haben, spielt bei der Behandlung 
der Thematik in der OECD (wie übrigens auch in anderen inter- 
nationalen Organisationen) bislang keine Rolle. 
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Die Zusammenfassung der Studie, die dem OECD -Ministerrat im 
Mai 1996 vorgelegt wird, geht davon aus, daß die internationale 
Debatte über das Thema sowie die damit verbundenen konzep- 
tionellen und praktischen Schwierigkeiten andauern werden. 


2. Ist auf der Grundlage der OECD-Analyse bereits eine gemeinsame 
Haltung in der Europäischen Union bestimmt worden, bzw. welchen 
Sachstand haben die Beratungen innerhalb der EU derzeit? 

Welche Haltung hat die Bundesregierung hier auf EU-Ebene ver- 
treten, bzw. welche Haltung vertritt sie? 


Es gibt bisher noch keine gemeinsame Haltung zu dem Thema auf 
der Ebene der Europäischen Union. Für die Bundesregierung 
steht außer Frage, daß die im Rahmen der Vereinten Nationen 
getroffenen Konventionen über fundamentale Menschen- und 
Arbeitnehmerrechte einzuhalten sind und eine Mißachtung dieser 
Rechte nicht hingenommen werden kann. Im Interesse der Be- 
troffenen müssen Lösungen für die Abschaffung ausbeuterischer 
Kinder- und Gefangenenarbeit sowie Zwangsarbeit gefunden 
werden. Über die Einhaltung der Konventionen zu wachen, ob- 
liegt allerdings in erster Linie den VN-Spezialorganisationen, ins- 
besondere der IAO. Diese Haltung vertritt die Bundesregierung 
sowohl auf EU-Ebene als auch in anderen internationalen Gre- 
mien. 


3 . Ist die Bundesregierung bereit, sich bei ihren europäischen Partnern 
für die in der Entschließung des Europäischen Parlaments zu Men- 
schenrechten, Demokratie und Entwicklung vom 13. Juli 1993 ge- 
forderte Erhebung der Kommission über Einfuhren der Gemein- 
schaft von Erzeugnissen, die von Kindern hergestellt wurden, ein- 
zusetzen? 

Falls nein, welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundesregierung 
dagegen? 


Auf der Grundlage des handelspolitischen Instrumentariums, das 
der Europäischen Union derzeit zur Verfügung steht (insbe- 
sondere Ursprungszeugnisse), ist ein Kontrolle daraufhin, ob in 
die Gemeinschaft eingeführte Erzeugnisse durch Kinderarbeit 
hergestellt wurden, nicht durchführbar. Die vom Europäischen 
Parlament gewünschte Erhebung würde umfassende Kontrollen 
vor Ort voraussetzen, die gegenüber den betroffenen Drittländern 
nur schwer durchsetzbar sein dürften. 


4. In welcher Weise sind die Probleme der Kinderarbeit und insbe- 
sondere der Schuldknechtschaft in den Musterklauseln berück- 
sichtigt, die der Rat der EU am 29. Mai 1995 verabschiedet hat und 
mit deren Hilfe - laut 3. Bericht der Bundesregierung über ihre 
Menschenrechtspolitik in den Auswärtigen Beziehungen (Druck- 
sache 13/3312) - künftig in allen relevanten Abkommen der Union 
mit Drittländern die Achtung der demokratischen Grundsätze und 
der grundlegenden Menschenrechte als wesentliche Bestandteile 
der Abkommen und die Möglichkeit zur Suspendierung der Ab- 
kommen bei Menschenrechtsverletzungen verankert werden sol- 
len? 
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Der Rat der Europäischen Union hat am 29. Mai 1995 Muster- 
klauseln für die Berücksichtigung der Menschenrechte in den 
Abkommen der Gemeinschaft mit Drittländern gebilligt. Diese 
Klauseln sehen die Aufnahme eines Artikels in solche Abkommen 
vor, nach dem die Achtung der demokratischen Grundsätze und 
der grundlegenden Menschenrechte gemäß der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte die Grundlage für die interne und 
die internationale Politik der Gemeinschaft und des betreffenden 
Drittlands bilden und einen wesentlichen Bestandteil des Ab- 
kommens darstellen. Im Falle der Verletzung dieser Grundsätze 
bzw, der grundlegenden Menschenrechte durch den Vertrags- 
partner kann die Gemeinschaft angemessene Maßnahmen er- 
greifen. Die Probleme der Kinderarbeit und insbesondere der 
Schuldknechtschaft sind in diesen Klauseln nicht ausdrücklich 
erwähnt. Es ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob in einem Drittland 
Verhältnisse vorliegen, die eine Verletzung der Achtung der 
demokratischen Grundsätze bzw. der grundlegenden Menschen- 
rechte darstellen, und welche Maßnahmen gegebenenfalls zu 
ergreifen sind. 

Die Aufnahme der bezeichneten Klauseln ist heute in der Praxis 
gängiger Standard beim Entwurf neuer Abkommen geworden. 
Darüber hinaus bemüht sich im übrigen die Bundesregierung, 
bei der Fassung neuer Kooperations- oder Assoziationsabkommen 
der Europäischen Union mit Drittstaaten auch Klauseln mit 
der beiderseitigen Anerkennung grundlegender sozialer Rechte 
einzubringen, die gleichfalls die Abschaffung von Kinderarbeit 
bedingen. 


5. In welcher Weise setzt sich die Bundesregierung bei IWF, Weltbank 
und regionalen Entwicklungsbanken dafür ein, daß Strukturanpas- 
sungsprogramme keine negativen Auswirkungen auf die soziale 
Lage von Kindern und Jugendhchen in den betroffenen Staaten 
haben? 


Die Bundesregierung setzt sich auf multilateraler Ebene dafür ein, 
Strukturanpassungsprogramme von vornherein auf soziale Ziele 
auszurichten und nicht nur soziale Härten, die durch ihre Durch- 
führung entstehen, abzufedem. Dieses gilt auch für die Situation 
von Kindern und Jugendlichen. 

Dabei orientiert sich die Bundesregierung an der Kopenhagener 
Erklärung des Weltgipfels für soziale Entwicklung von 1995. In der 
Erklärung verpflichten sich die Staaten, bei den multilateralen 
Entwicklungsbanken und anderen Gebern darauf hinzuwirken, 
soziale Ziele bei der Planung von Strukturanpassungsprogram- 
men einzubeziehen. Die dieser Erklärung zugrunde gelegten Be- 
schlüsse enthalten unter anderem einen Maßnahmenkatalog zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt an die Kopenhagener Be- 
schlüsse in den relevanten Gremien erinnert und dazu aufge- 
fordert, sich bei den Strukturanpassungsprogrammen von ihnen 
leiten zu lassen. Dies geschah auch im Rahmen der Herbsttagung 
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von IWF und Weltbank im Jahre 1995 durch Bundesminister Carl- 
Dieter Sprangen 


6. Haben die Mitgliedstaaten der Welthandelsorganisation (WTO) 
mittlerweile eine Entscheidung über die Beschäftigung mit dem 
Thema Sozialstandards getroffen, wie es im Arbeitsprogramm des 
Vorbereitungsausschusses der WTO in Aussicht gestellt wurde? 

Welche Position hat die Bundesregierung bei den Beratungen über 
diese Frage vertreten, bzw. welche Position vertritt sie? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die Schaffung eines Aus- 
schusses im Rahmen der WTO, der sich mit Sozial- und Arbeits- 
standards befaßt und u. a. Regelungen zur Abschaffung der Kin- 
derarbeit entwickelt, einzusetzen? 

Falls nein, welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundesregierung 
dagegen? 


Die Mitglieder der WTO haben noch keine Entscheidung über die 
Beschäftigung mit dem Thema Sozialstandards getroffen. Eine 
Befassung mit dem Thema ist im übrigen im Arbeitsprogramm des 
Vorbereitungsausschusses der WTO noch nicht vorgesehen. 

Die Bundesregierung steht einer Behandlung des Themas in der 
WTO offen gegenüber. Sie hält sie für wünschenswert, da so alle 
Argumente offen dargelegt und diskutiert werden können. 

Es erscheint jedoch zweifelhaft, ob auf der ersten WTO-Mini- 
sterkonferenz in Singapur im Dezember dieses Jahres die Ein- 
richtung eines Ausschusses zu dem Thema durchgesetzt werden 
kann. Die Entwicklungsländer befürchten, daß ihnen aufgrund 
protektionistischer Bestrebungen der Industrieländer der häufig 
einzige komparative Kostenvorteil, das relativ niedrige Lohn- 
niveau, durch Auflagen zur Einhaltung von Sozialnormen ge- 
nommen werden soll. 

Aus der Sicht der Bundesregierung darf die Verbindung von 
Handel und Arbeitsstandards und Sozialklauseln nicht zu ver- 
stecktem Protektionismus führen. Dagegen schafft weitere 
Marktöffnung Möglichkeiten für zunehmenden Handel und 
wachsenden Wohlstand, der die Einhaltung von Sozialstandards 
erleichtert. Die Überwachung der Einhaltung von Sozialstandards 
fällt vorrangig in die Zuständigkeit der IAO (siehe Antwort zu 
Frage 2). 


7 . Welches Ergebnis hatte bzw. welchen Sachstand hat die Diskussion, 
die in der IAO über das vom Internationalen Arbeitsamt verfaßte 
Papier „ Die soziale Dimension der Liberalisierung des inter- 
nationalen Handels" 1994 begonnen wurde und 1995 fortgesetzt 
werden sollte? 

Hat sich die Bundesregierung bei diesen Beratungen für die Ein- 
führung von Sozialklauseln in den internationalen Handel einge- 
setzt? 


Die 1994 vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
eingesetzte Arbeitsgruppe für die soziale Dimension der Libe- 
rahsierung des Welthandels hat seine Arbeiten noch nicht be- 
endet. Auf der 262. Verwaitungsratstagung (März/April 1995) 
hatte die Arbeitsgruppe sich darauf verständigt, die Diskussion 
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über Handelssanktionen als Mittel zur Durchsetzung sozialer 
Standards auszusetzen. 

Auf der 265. Verwaltungsratstagung (März 1996) hat die Arbeits- 
gruppe sich ein konkretes Arbeitsprogramm zum Ziel gesetzt, als 
dessen Ergebnis die IAO in die Lage versetzt werden soll, ihr Ge- 
wicht in die in anderen internationalen Organisationen über die- 
ses Thema geführte Diskussion einzubringen. Eckpunkte dieses 
Arbeitsprogramms sind 

— die Fähigkeit der IAO, Mitgliedstaaten dabei zu helfen, die 
Vorzüge der Handelsliberalisierung zu nutzen; 

— Definition der künftigen Rolle der IAO im Zusammenhang mit 
der Globalisierung und der Liberalisierung des Welthandels; 

— Auswirkungen von Auslandsinvestitionen, insbesondere solche 
multinationaler Unternehmen, auf Arbeits- und Sozialstan- 
dards im Gastland; 

— Prüfung des OECD-Berichts (vgl. Fragen 1 und 2). 

Eine Ausweitung dieses Themenkatalogs z.B. auf die Bereiche 
Verbraucherverhalten, Sonderexportzonen und regionale Han- 
delsmaßnahmen wird erwogen. 

Parallel zur Tätigkeit der Arbeitsgruppe wird die IAO For- 
schungsarbeiten und “ auf freiwilliger Basis - Länderstudien 
durchführen. 

Die Bundesregierung hat in der Arbeitsgruppe von Beginn an 
aktiv mitgearbeitet. In der schwierigen Anfangsphase gehörte die 
deutsche Regierungsdelegation zu denen, die mit Nachdruck ge- 
gen den von einer starken Minderheit vorgebrachten Gedanken 
eingetreten sind, die Tätigkeit der Arbeitsgruppe möglichst bald 
und ohne konkretes Ergebnis abzuschließen. 

Der Begriff „Sozialklauseln'' war von Anfang an weder im Namen 
noch im Arbeitsauftrag der Arbeitsgruppe enthalten, weil sonst 
ein Konsens über die Einsetzung der Arbeitsgruppe nicht zu- 
stande gekommen wäre. 


8. In welchem Stadium der parlamentarischen Beratung befindet sich 
der Gesetzentwurf in den USA, der ein Importverbot von Produkten 
aus Kinderarbeit zum Ziel hat? 

Wie beurteüt die Bundesregierung ggf. die derzeitigen Aussichten 
auf eine Verabschiedung der Gesetzesinitiative? 


Der Gesetzentwurf „Child Labour Deterrence Act of 1994" wird im 
US -Kongreß z. Z. nicht weiter betrieben. Die Aussichten auf eine 
Verabschiedung werden als ungünstig beurteilt. 


9. Wie beurteüt die Bundesregierung Verlauf und Erfolg des Pilot- 
vorhabens zur Verbesserung der Situation arbeitender Kinder in In- 
dien - „Child Labour Action and Support Programme (CLASP)" 
das im Frühjahr 1993 angelaufen ist und von der IAO mit einem Fi- 
nanzierungsbeitrag der Bundesregierung durchgeführt wird? 

Wie ist der Stand der Planung für ein landesweites Programm zur 
Beseitigung der Kinderarbeit in gefährlichen Tätigkeiten, wie es 
vom indischen Premierminister angekündigt worden war? 
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Das Pilotverfahren ist am 31. Dezember 1995 planmäßig ausge- 
laufen. Die zwölf nationalen indischen Projekte gegen Kinder- 
arbeit, die durch das Pilotverfahren unterstützt wurden, haben rd. 
12 300 Kinder in gefährhchen Tätigkeiten erreicht, indem sie 
ihnen den Besuch besonderer Schulen zwecks Einghederung in 
das Regelschulsystem bzw. in eine ^Berufsausbildung ermög- 
hchten. 

Dies ist, gemessen an der Zahl der arbeitenden Kinder in Indien 
nicht viel. Die weitaus größere Wirkung hat das Vorhaben im Be- 
reich der Bewußtseinsbildung allgemein und der Professionalisie- 
rung von Lehrern und Sozialarbeitern an der Basis sowie der zu- 
ständigen Personen in Ministerien und Verwaltung erreicht. Die 
beiden indischen Langzeitfachkräfte im Pilotvorhaben (hohe ehe- 
mahge Staatsbeamtin sowie angesehene Persönhchkeit aus der 
NRO-Szene) haben wichtige Kontakte geknüpft und wertvolle 
Koordinierungsarbeiten geleistet. 

Das Pilotvorhaben braucht wegen des im 2. Teil der Frage ange- 
sprochenen landesweiten indischen Programms nicht verlängert 
werden. Kontinuität ist sichergesteUt, weil eine der indischen 
Langzeitfachkräfte in diesem Projekt Weiterarbeiten wird. Das 
Programm soll von der indischen Regierung finanziert mit umge- 
rechnet ca. 450 Mio. DM ausgestattet werden. Inzwischen wurden 
133 Landkreise bestimmt, in denen mit dem Programm begonnen 
werden soll. Im Frühjahr 1996 wurden die ersten umgerechnet 
15 Mio. DM vom Arbeitsministerium zur Auszahlung angewiesen. 

Die Bundesregierung zweifelt nicht am ernsten politischen Willen 
der indischen Regierung die Kinderarbeit im Land zu eliminieren, 
wenngleich nicht verkannt wird, daß die Umsetzung dieses poli- 
tischen Willens nur sehr langsam voranschreiten dürfte. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung Verlauf und Erfolg des vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung unterstützten Pilotprojekts „Förderung von Straßen- 
kindem in Guatemala" , das im Oktober 1994 begonnen wurde? 


Der bisherige Verlauf des Vorhabens hat gezeigt, daß es richtig 
war, zunächst eine offene zweijährige Orientierungsphase zu ver- 
einbaren, um Ansätze herauszufinden und zu bündeln, die über 
eine reine Versorgung bzw. Verwahrung der Kinder hinausgehen 
und nachhaltig sind. 

Als Beispielsbereiche, in denen das Vorhaben mit ermutigenden 
Anfangserfolgen aufwarten kann, seien zu nennen; Kooperativen 
mit arbeitenden Jugendlichen, Gemeindeentwicklung mit dem 
Ziel der Förderung sozial gefährdeter Kinder in sieben Slumvier- 
teln von Guatemala-Stadt, Erwachsenenbildung, Zuflucht und 
psychotherapeutische Behandlung von mißhandelten Straßen- 
kindem. Besonderes Gewicht wird auf Prävention (im Bildungs- 
und Gemeinwesenbereich) gelegt. 

Hervorzuheben sind die positiven Erfahrungen bei der Koordinie- 
rung und Vernetzung der verschiedenen Institutionen des staat- 
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liehen und nicht-staatlichen Bereichs einschließlich der auslän- 
dischen Geber. Um die Trägerschaft des Vorhabens zu stabili- 
sieren, wird an dem Aufbau einer Stiftung „Neue Wege"' gearbei- 
tet, in der Personen des öffentlichen Lebens vertreten sind. 

Die Bundesregierung sieht in dem o. g. Vorhaben einen wichtigen 
Beitrag zu neuen Ansätzen, die durchaus den Anspruch von 
Übertragbarkeit erheben können. Sie beabsichtigt daher, die För- 
derung des Vorhabens auch nach Ablauf der Orientierungsphase 
zum Ende dieses Jahres fortzusetzen. 


11. Zu welchen Ergebnissen ist das Bundesniinisterium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung mit seinen Überlegungen 
gekommen, „ob und wie der Jugend als eigener Zielgruppe der 
Entwicklungszusammenarbeit künftig mehr Beachtung zuteil wer- 
den sollte" {Drucksache 13/1079, S. 24)? 


Die Überlegungen sind noch nicht abgeschlossen. Es wurde eine 
Arbeitsgruppe aus Vertretern des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und von dessen 
Auftragnehmern im staatlichen Bereich sowie der nichtstaatlichen 
Organisationen (NRO) gebildet, die schwerpunktmäßig Hilfe für 
Kinder und Jugendliche in Entwicklungsländern leisten. Die 
Arbeitsgruppe trifft sich regelmäßig zwei- bis dreimal im Jahr, um 
Erfahrungen auszutauschen und Gedanken für ein mögliches 
„Jugendkonzept in der Entwicklungshilfe zusammenzutragen. 
Wegen der Komplexität des Themas und des weitreichenden Ab- 
stimmungsbedarfs ist mit umsetzungsfähigen Ergebnissen erst auf 
längere Sicht zu rechnen. 


12. Von welchen Ländern wird das Programm der IAO zur Beseitigung 
der Kinderarbeit (tPEC) nach derzeitigem Stand finanziell getragen 
bzw., welche Länder haben eine finanzielle Beteiligung zugesagt? 

In welcher Weise wirbt die Bundesregierung, die in ihrem Bericht 
über Kinderarbeit in der Welt die Beseitigung bzw, Eindämmung 
ausbeuterischer Kinderarbeit als einen vorrangigen Auftrag der In- 
ternationalen Staatengemeinschaft bezeichnet, in ihren bi- und 
multilateralen Beziehungen für die Beteiligung am IPEC-Pro- 
gramm? 


Außer Deutschland haben folgende Staaten Beiträge zum IPEC- 
Programm geleistet bzw. zugesagt: Spanien, USA, Norwegen, 
Frankreich, Belgien, Australien und Kanada. 

In ihren bi- und multilateralen Beziehungen lädt die Bundesre- 
gierung bei passender Gelegenheit zu einer Beteiligung am IPEC- 
Programm ein. Erst kürzlich konnte sie auf der diesjährigen Sit- 
zung der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen die 
Aufnahme einer entsprechenden Passage in die Resolution zu den 
Rechten des Kindes erreichen. 


13. Wird sich die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
bei ihrer 52. Sitzung im Frühjahr 1996 in Genf mit den Problemen 
der Kinderarbeit und der Schuldknechtschaft befassen? 
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Ist die Bundesregierung ggf. bereit, dieses Thema in die Beratungen 
der Kommission einzubringen? 

Falls nein, welche Gründe sprechen für die Bundesregierung da- 
gegen? 


Die Menschenrechtskommission hat sich auf ihrer 52. Sitzung 
auch mit den Problemen der Kinderarbeit und Schuldknechtschaft 
befaßt. Insbesondere hat sie die bereits in der Antwort zur Frage 12 
erwähnte Resolution zu den Rechten des Kindes verabschiedet, in 
der ein eigener Abschnitt der Beseitigung der bestehenden Kin- 
derarbeit gewidmet ist. Darin werden die Staaten u. a. aufge- 
fordert, einschlägige Übereinkommen der IAO zu ratifizieren und 
Maßnahmen gegen die wirtschaftliche Ausbeutung von Kindern 
zu ergreifen. 


14 . Welche Erfahrungen sind nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
mit dem Anfang 1995 in Deutschland eingeführten RUGMARK- 
Warenzeichen für Teppiche ohne Kinderarbeit - das sich sowohl auf 
die Motivation des freiwilligen Verbraucherverhaltens als auch auf 
die gleichzeitige Einführung sozialflankierender Strukturen grün- 
det - bislang feststellbar? 

Wie beurteilt die Bundesregierung vor diesem Hintergrund die Ein- 
führung eines eigenen Siegels des deutschen Bundesverbandes der 
Orientteppich-Importeure (BVOI) mit dem Namen „Care & Fair"? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Schaffung eines eigenen Siegels des indischen Teppichverbandes 
mit dem Namen „Kaleen"? 


Die Bundesregierung begrüßt vom Grundsatz her alle Initiativen, 
die zu einer Verringerung von Kinderarbeit in Indien beitragen. 
Gemeinsam ist RUGMARK, Kaleen und Care & Fair, daß die 
deutschen Importeure bzw. die indischen Exporteure durch Ab- 
gaben Projekte zugunsten der Bevölkerung - speziell der Kinder - 
in den Teppichregionen finanzieren. 

Die Idee des RUGMARK-Warenzeichens für Teppiche ohne Kin- 
derarbeit, das durch Unterstützung des Indo-German Export Pro- 
motion-Projektes initiiert wurde, ist, einen spürbaren Beitrag zum 
Abbau von Kinderarbeit zu leisten und gleichzeitig zu verhindern, 
daß es aufgrund des zunehmenden Negativimages der indischen 
Teppichwirtschaft zu dramatischen Absatzeinbrüchen kommt. Die 
Bundesregierung hat sich in ihren Gesprächen mit der indischen 
Regierung dafür eingesetzt, daß RUGMARK und das in enger 
Anlehnung an RUGMARK Mitte 1995 vom indischen Textilmini- 
sterium eingeführte Kaleen-Label zu einer Zusammenarbeit fin- 
den. Das Nebeneinander beider Warenzeichen für Teppiche ohne 
Kinderarbeit kann zur Verunsicherung der Verbraucher führen 
und damit die Stabilisierung der indischen Teppichexporte letzt- 
endlich nicht in dem erhofften Maße fördern. 

Bis Ende Februar 1996 hatten rd. 17 000 Teppiche mit dem Rug- 
mark-Warenzeichen aus indischer Produktion den Verbraucher- 
markt in Deutschland erreicht. Da die Umschlagzeiten für Tep- 
piche als relativ teurem Wirtschaftsgut lang sind, können noch 
keine Verkaufszahlen genannt werden. Anfang 1996 wurde auch 
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in Nepal eine RUGMARK-Stiftung gegründet. Pakistan hat Inter- 
esse bekundet. 

Die Problematik der Kinderarbeit, in Verbindung mit handge- 
knüpften Teppichen ist bei einem Teil der Kunden präsent, die 
Existenz und Bedeutung des RUGMARK-Warenzeichens noch 
nicht. Hauptaufgabe des im Herbst 1995 eingerichteten Promo- 
tionsbüros für Deutschland in Göttingen ist es daher, dem Konsu- 
menten das Anliegen des Warenzeichens zu verdeutlichen und 
ihm zu vermitteln, wo er die mit dem Warenzeichen gekennzeich- 
neten Teppiche kaufen kann, 

Care & Fair und RUGMARK wollen durch die freiwillige Bereit- 
stellung von Geldmitteln für Sozialprojekte in dem Hersteller- 
ländern die engagierte Haltung ihrer Mitglieder repräsentieren. 
RUGMARK hat sich darüber hinaus als Warenzeichenmodell 
konstituiert, das dem Konsumenten nach offenliegenden Regeln 
ein zusätzliches Merkmal des Produkts anbietet. Hierauf ver- 
zichtet Care & Fair bewußt, was es auch in nicht immer fairer 
Weise gegenüber RUGMARK nach außen darstellt. Die Bundes- 
regierung begrüßt beide Initiativen, bedauert aber, daß wohl 
wegen des unterschiedlichen Ansatzes eine Zusammenarbeit 
nicht möglich erscheint. 

Kaleen soll ein Warenzeichen für alle indischen Teppiche werden. 
Da alle Exporteure Mitglied sein müssen und ein Ausschluß erst 
bei in welcher Weise auch immer erbrachtem Nachweis des Miß- 
brauchs erfolgt, ist eine flächendeckende Einführung einfach. 
Eine Garantie, daß der Teppich tatsächlich ohne Kinderarbeit 
hergestellt wurde, kann derzeit weniger gegeben werden als bei 
RUGMARK. 

Inwieweit sich ein Warenzeichen am Markt durchsetzt, ent- 
scheiden die Verbraucher. Dies gilt auch für die Kennzeichnung 
Care & Fair, die nicht den einzelnen Teppich als frei von Kinder- 
arbeit kennzeichnet, sondern nur bestätigt, daß der Importeur 
oder Händler seine Lieferanten verpflichtet hat, nicht von Kindern 
hergestellte Waren anzubieten, und einen Hilfsfonds unterstützt. 
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